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Wohnungsmarkt
Enteignung oder was?

Seit die Linke in Berlin die meisten Wähler für sich gewann, überschlagen sich die 
Kommentatoren, weil sie die Volksabstimmung, die eine Enteignung großer Wohnbaufirmen 
vorschlug, umsetzen will. Dabei werden viele Dinge - je nach Interessenlage - vermengt. 
Versuchen wir eine Klärung. Wie entstand der Mangel an rund 1,4 Millionen Wohnungen?

Helmut Kohl schaffte die Steuerbegünstigungen für Firmen ab, die Sozialwohnungen bauten. 
Da mag die Pleite der "Neuen Heimat" eine Rolle gespielt haben, oder der Glaube, dass es genug 
Wohnungen gäbe, auch für Leute mit kleinem Geldbeutel. Das Ergebnis war, dass es sich nicht 
mehr lohnte Sozialwohnungen zu bauen, die für eine bestimmte Zeit billiger vermietet werden 
müssen. Die kleinen Leute, aber auch Studenten traf das zuerst, mittlerweile aber auch den 
Mittelstand.

Hinzu kam nämlich, dass Gemeinden Wohnungen, die ihnen gehörten und bei denen sie die 
Miete bestimmten, zum Verkauf anboten. Ziel war mit den Einnahmen die Schulden abzubauen. 
Es gab zwar Warnungen, dass die Gemeinden dann nicht mehr mäßigend auf die Mieten wirken 
könnten, wenn sie die Wohnungen verkauften, aber in vielen Fällen wurden die Wohnungen 
dennoch verkauft. 

Prompt stiegen die Mieten in vielen Orten und im Speckgürtel der Großstädte. Dazu muss 
man sich das Geschäftsmodell der Firmen ansehen. Firmen, wie Versicherungen, müssen Geld 
zwischen dem Zeitpunkt, an dem ihre Kunden Beiträge bezahlen und dem Zeitpunkt, an dem das 
Geld ausbezahlt werden soll, irgend wo "parken". Wenn eine Wohnbau-Gesellschaft dann mehr 
Zinsen versprechen kann, als eine Bank, dann wird das Geld bei der Wohnbau-Gesellschaft 
"geparkt". Sie hat also ein großes Interesse daran, dass sie mit den Wohnungen möglichst viel 
verdient. Also müssen die Mieten regelmäßig steigen.

Was fangen solche Firmen mit dem Geld an, das sie verdienen? Sie bauen, aber nicht etwa 
Sozialwohnungen, sondern teuere Wohnungen, weil man an denen mehr verdienen kann. 

Auch das trägt dazu bei, dass preiswerte Wohnungen Mangelware sind. Der Gesetzgeber hat 
zwar reagiert, indem er die Mietpreisbremse erfand, aber er hat nicht dafür gesorgt, dass 
genügend Wohnungen neu gebaut wurden.
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Die Folge ist, dass Leute, die schon lange in ihrer Mietwohnung leben und daher eine 
verhältnismäßig günstige Miete bezahlen, drin bleiben, selbst, wenn die Kinder ausgezogen und 
die Wohnung eigentlich viel zu groß ist. Da das Mieten einer kleineren Wohnung ebenso, oder 
sogar noch teuerer wäre, bleiben sie in ihrer Wohnung. Das verschärft den Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum weiter

Hinzu kommt, dass immer mehr Menschen alleine leben. Also benötigen sie Bad, Klo, 
Küche, Flur, Treppenhaus und vielleicht noch einen Abstellplatz für ihr Auto. Das kostet mehr, 
als wenn zwei oder mehr Personen sich diese Räume teilen würden und sie gemeinsam nutzen. 
Auch diese Entwicklung hat den Wohnungsmangel verschärft. Obendrein gibt es Paare, die zwei 
Wohnungen bewohnen, sowie Menschen, die sich ein Wochenendhaus oder eine Ferienwohnung 
leisten, die sie zudem noch vermieten. Auch das steigerte den Wohnungsmangel und treibt die 
Preise in die Höhe.

Es sind also mehrere Dinge, die zum Wohnungsmangel geführt haben:

1. Versagen der Politik, die die Rahmenbedingungen veränderte.

2. Verkauf von Wohnungen durch die Gemeinden.

3. Dadurch Verlust der Möglichkeit auf die Mietpreise einzuwirken.

4. Die Folge ist, dass die Mietpreise stärker steigen,

5. weil die Firmen möglichst hohe Gewinne erzielen wollen, um für Anleger von Geld 
reizvoll zu sein.

6. Veränderte Lebensgewohnheiten, die zu mehr Einpersonenhaushalten und weniger 
Familien führen, also zu anderen ( weniger wirtschaftlichen ) Wohnungsgrundrissen.

7. Kurzzeitvermietungen und Ferienwohnungen Wohlhabender.

8. Bau von Luxus-Wohnungen, die höhere Mieten zulassen, anstatt entsprechend dem 
Bedarf.

9. Versicherungen treiben diese Entwicklung dadurch an, dass sie Geld anlegen müssen.

10. Also bauen Wohnbaufirmen das, was das meiste Geld bringt und nicht, was nötig 
wäre.

Dieses Geflecht unterschiedlicher Interessen führt zugleich dazu, dass die Gemeinden mit 
Renditeobjekten verschandelt werden, die in manchen Fällen nach wenigen Jahrzehnten wieder 
abgerissen werden, weil sich eine Sanierung nicht lohnt. Das belastet die Umwelt und die 
Nachbarn. Der Bürger bezahlt also - ohne es zu wollen - mit seinen Versicherungsbeiträgen die 
Verschandelung der Innenstädte.

Kurioser Weise zahlt die Allgemeinheit die Mieten an denen solche Vermieter verdienen. 
Teils direkt als Mieter, teils indirekt über das Wohngeld. Das waren laut Statistischem 
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Bundesamt am Jahresende 2025 rund 1,3 Millionen Haushalte, oder ungefähr jede 70. Wohnung. 
In Euro ausgedrückt sind das fünf Milliarden. Oder der höchste Wert seit über 20 Jahren. Oder 
7,2 Prozent mehr, als im Vorjahr. Der durchschnittliche monatliche Wohngeld-Anspruch pro 
Haushalt stieg leicht auf 296 Euro. Die meisten Empfänger waren alleinlebende Rentner ( deren 
Rente nicht reicht, obwohl Blüm ( CDU ) einst meinte: Die Renten sind sicher!“ ), ferner 
Pensionäre sowie junge Haushalte unter 25 Jahren.

Warum löst der Vorschlag große Wohnungs-Gesellschaften zu enteignen so einen Sturm aus? 
Dass diese sich nicht die Butter vom Brot nehmen lassen wollen, ist verständlich. Da ihnen die 
Gemeinden mit dem Verkauf der Wohnungen eine schöne Gelegenheit verschafften Geld zu 
verdienen, will man sich die nicht nehmen lassen, da die Mieten weiter steigen werden, weil der 
Bau von Wohnungen auf absehbare Zeit nicht mit dem Bedarf mithalten kann. 

Allerdings würde eine Rückübertragung der Wohnungen an die Gemeinden diesen die 
Chance bieten die Mieten und deren Anstieg zu dämpfen. Das würde vielen Bürgern helfen. 
Aber die meisten Gemeinden dürften gar nicht das nötige Geld haben, um die Wohnungen 
zurück zu kaufen, da sie häufig immer noch Schulden haben. Die Wohnungen müssten ja auch 
gepflegt und in Schuss gehalten werden, was ebenfalls Geld kostet. Zudem sind die Preise auf 
dem Bau erheblich gestiegen.

Kritiker sagen – zu Recht – dass durch eine Enteignung keine einzige neue Wohnung 
entstehen dürfte. Aber es gäbe den Gemeinden die Möglichkeit stärker auf die Mieten 
einzuwirken, indem sie selbst nur moderate Mieten verlangen und damit den Anstieg des 
Mietpreis-Spiegel dämpfen. Dass die Wohnungen etwas billiger würden, wäre auch deswegen 
möglich, weil die Gemeinden keine Gewinne erwirtschaften müssen, sondern zufrieden sein 
könnten, wenn sie, trotz Instandhaltung, eine schwarze Null schreiben. Würden sie Gewinne 
erwirtschaften könnten sie weitere Wohnungen bauen lassen.

Wenn man den emotionalen Aufschrei verschiedenster Interessenvertreter verstehen will, 
dann muss man sich daran erinnern, dass es in den letzten Jahrzehnten als Vorteil erschien, wenn 
ein Unternehmen groß ( und damit mächtig ) wurde. Deshalb schreien jetzt auch Unternehmen 
auf, die fürchten, dass eine Enteignung der großen Wohnbaufirmen irgend wann auch sie treffen 
könnte. Es wird zur Zeit auch über eine „Übergewinnsteuer“ für Treibstoffhersteller diskutiert, 
die dank der politischen Schwierigkeiten ( Straße von Hormus ) prächtig verdienen. Der tiefere 
Grund ist, dass manche Firma fürchtet, dass auch sie ein Kandidat für eine Enteignung werden 
könnte, wenn sie nach Ansicht der Regierenden nicht dem Wohle der Allgemeinheit dient.

Zweitens zielt die Idee der Enteignung darauf die Gewinne der Wohnbaufirmen zu schmälern 
und beim Geld hört bekanntlich die Freundschaft auf. Schon jetzt sinkt der Kurs von Vonovia. 
Kein Wunder, dass viele alarmiert sind. 
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Man muss vermutlich auch bedenken, dass eine Enteignung den Eigentumsbegriff in Frage 
stellt. Viele meinen, dass sie mit ihrem Eigentum tun und lassen können, wozu sie Lust haben. 
Dabei steht im Artikel 14 des Grundgesetzes: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll allzeit 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Das dürfte Vielen nicht schmecken, die eher dem 
Manchester-Kapitalismus mit Heuern und Feuern näher stehen, als der Sozialen 
Marktwirtschaft.

Daher wäre eine Enteignung von Wohnbaufirmen, die mehr am Gewinn interessiert sind, als 
am Wohl der Mieter, auch ein Angriff auf das Selbstverständnis einiger Geschäftemacher, die 
das Wort „sozial“ sofort mit „Sozialismus“ verwechseln. 

Es geht im Kern um die Frage, ob die Wirtschaft den Menschen dienen soll, oder ob die 
Menschen der Wirtschaft dienen müssen. Wenn zur Zeit 210 000 Menschen entlassen wurden, 
um die Bilanzen zu schönen, dann gewinnt so eine Frage eine ziemlich Kraft, weil sie das 
Wirtschaftssystem in Frage stellt. Wenn der Kanzler fordert, wir müssten mehr arbeiten, dann 
wäre es schon gut, wenn diese Entlassenen wieder eine Arbeit hätten. Und ein großer Teil der 
rund 3 Millionen Arbeitslosen möchte vermutlich auch einer anständigen Arbeit nachgehen. 
Aber wie passt das zusammen? 

Dass interessierte Kreise Angst haben, dass man in Deutschland enteignet werden könnte, 
wenn man nicht zum Wohle aller tätig ist, wundert wenig. Natürlich mahnen sie, dass es weniger 
Investitionen in Deutschland geben werde, wenn Enteignungen kämen. Mit dem Infrage-stellen 
des Eigentums, wenn sein Gebrauch nicht dem Wohl der Allgemeinheit dient, hat man einen 
Punkt getroffen, bei dem einige sehr empfindlich sind, den Geldbeutel. 

Die Bevölkerung in Berlin hat sich aber dafür ausgesprochen den Firmen, die sie als eine 
Ursache der Misere ansehen die Macht zu entziehen. Das kann man nachvollziehen. Egal, ob es 
im Detail gerechtfertigt ist, oder nicht.

Aber vielleicht hat diese Debatte – die ja auch eine linke Berliner Regierung verhindern soll – 
so eine ähnliche Wirkung, wie im Mittelalter die Folter. Da wurden nämlich als erster Grad die 
Folterwerkzeuge gezeigt und bei manchen führte das zu einem Geständnis. Vielleicht 
funktioniert das auch bei der Wirtschaft, dass es genügt auf mögliche Folgen des Fehlverhaltens 
hin zu weisen, um die Auswüchse zu beschneiden. 

Das bedeutet nicht, dass man sich beliebig lange um eine Auseinandersetzung drücken kann, 
welche Funktion die Wirtschaft für die Menschen haben soll. Eigentlich sollte sie der Diener der 
Menschen sein und die Menschen mit sinnvoller Arbeit beglücken. Ausbeutung der Menschen 
um möglichst hohe Gewinne zu kassieren, ist eine Fehlentwicklung, die man beseitigen sollte. 

Berlin zeigt, dass die Formel „der Markt regelt alles am Besten“ eine Lüge ist. Auch, wenn 
viele noch daran glauben. Es wäre klüger, den Tatsachen ins Gesicht zu sehen und entsprechend 
zu handeln, auch, wenn es schwierig wird.
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Eine Meldung des Deutsche Städte- und Gemeindebundes von Anfang Oktober zeigt, dass 
die Lage noch komplizierter ist, als meist bekannt: Es fehle nämlich an einem Gesamtkonzept, 
das die Lage auf dem Lande berücksichtige. „Dort stünden 1,9 Millionen Wohnungen leer, die 
teilweise kurzfristig bezugsfertig seien.“ Ob sich das durch eine bessere Verkehrsanbindung 
nutzen lässt, wie vorgeschlagen, ist fraglich. Das bedeutet, der Wohnungsmangel beruht auch 
darauf, dass Wohnungen in Ballungsgebieten fehlen, aber auf dem Lande verfügbar wären. Wie 
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